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§ 1 Einleitung 

I. Das wirtschaftliche Problem 

1. In Zeiten globalisierter Märkte und hoher unternehmerischer Mobilität 
hängt die wirtschaftliche Attraktivität eines Industriestandortes wesentlich 
auch von den rechtlichen Rahmenbedingungen der Produktion ab. Neben 
Steuern, Sozialabgaben, Umweltschutzauflagen und staatlichen Genehmi-
gungsverfahren ist hierbei gerade die konkrete Gestaltbarkeit der Arbeits-
verhältnisse, also der Vertragsbeziehungen1 zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer, ein besonders gewichtiger Faktor. Der immer härter werdende 
Wettbewerb auf dem Weltmarkt und die von Handelsschranken befreite of-
fene Konkurrenz auf dem europäischen Binnenmarkt machen eine möglichst 
hohe Flexibilität2 bei der Gestaltung von Lohn und Arbeitszeit zu einer zen-
tralen Kategorie betrieblicher Überlebensstrategien. Mit ganz besonderer 
Schärfe zeigt dieses sich derzeit fur die Betriebe in den Bundesländern auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR, deren Fortexistenz häufig nur bei maßge-
schneiderten Arbeitsverhältnissen möglich scheint. Hierbei repräsentiert die 
Krise in den neuen Bundesländern aber nur die allgemeine Schwierigkeit, auf 
strukturellen Wandel flexibel genug zu reagieren, um erforderliche Umstruk-
turierungen arbeitsmarktverträglich bewältigen zu können.3 Ist es heute der 
historische Schritt aus der sozialistischen Abschottungswirtschaft in den 
freien Wettbewerb des Marktes, der das Problem fokusartig ins Blickfeld 
zwingt, so hatten die Industriekrisen in den siebziger und frühen achtziger 

1 In die Volkswirtschaftslehre hat diese Erkenntnis als "Vertragstheorie" Eingang ge-
funden. So sieht etwa Barbara Krog ("Die Entzauberung der Samurai", FAZ v. 
10. 4. 1993, S.13) gerade auch in den besonderen Arbeitsvertragsgestaltungen einen 
Erklärungsansatz filr die Überlegenheit der japanischen Wirtschaft. 

2 Donges, Deregulierung am Arbeitsmarkt, S.37 ff; Donges et. al. (Kronberger 
Kreis), Wirtschaftspolitik fUr das geeinte Deutschland, S.19 f, 53 ff; Engels et. al. 
(Kronberger Kreis), Mehr Markt im Arbeitsrecht, S.16 ff; Fels, in: FS fUr Giersch, 
S.211 ff; Soltwedel et. al., Regulierungen auf dem Arbeitsmarkt, S.184 ff; Woll, in: 
Aufderheide (Hrsg.), Deregulierung und Privatisierung, S.106 ff; Deregulierongs-
kommission der Bundesregierung, Vorschläge 86 und 87 (=Nr.597 ft); UNICE (Euro-
päische Industrie- und Arbeitgebervereinigung), Pressemitteilung vom 4. 1. 1993, 
Punkt 5: "Make labour laws and practices more flexible". 

3 Paque, Kie1er Arbeitspapiere, Nr. 489, S.69. 

2 Th. B. Schmidt 
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Jahren doch grundsätzlich ähnliche Ursachen und auch ähnliche Konsequen-
zen. Die Kostensteigerungen bei Rohstoffen und anderen Produktionsfak-
toren, begleitet von veränderten Nachfragestrukturen auf dem Weltmarkt und 
erhöhtem Konkurrenzdruck aus Billiglohnländern, erzwangen in den betrof-
fenen Branchen einen Strukturwandel, der vornehmlich zu Veränderungen 
der Produktpalette und zur Erhöhung der Produktivität durch Rationalisie-
rung fuhrte. Heute fehlt es wie damals an der notwendigen Flexibilität bei 
Lohn und Arbeitszeit, um die erforderlichen Anpassungen ohne massenhafte 
Freisetzung von Arbeitskräften zu bewältigen.4 Dies wiegt um so schwerer, 
als die Erfahrung aus den beiden letzten großen Industriekrisen (1974-75 
und 1981-83)5 gelehrt hat, daß sich Massenarbeitslosigkeit nach dem er-
folgten Strukturwandel nicht wieder vollständig abbaut, sondern einen festen 
Sockel von Beschäftigungslosen hinterläßt. Die Langzeitarbeitslosigkeit in 
den großen Städten des Ruhrgebietes ist dafur beredtes Beispiel. 

Eine neue Dimension hat diese Problematik mit dem Zusammenbruch 
Osteuropas bekommen. Die zentralistische Steuerung der Arbeitsbedingun-
gen in der Bundesrepublik durch langkettige Flächentarifvertäge6 beginnt 
sich langsam zu einem "Fluch" zu wandeln, seit die Gefahr real geworden 
ist, daß die einstürzenden Grenzmauern auch das große Lohnkartell zer-
schlagen werden. Bedingt durch eine ständige Abnahme der Fertigungstiefe 
und die scheinbar problemlose Auslagerungsmöglichkeit von Produktionstei-
len in "Billiglohnländer", exportiert die Bundesrepublik neben Industriegü-
tern heute in zunehmendem Maße auch Arbeitsplätze ins Ausland. Die Höhe 
der Löhne und die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit mögen auf die Wahl 
des Produktionsstandortes solange keine gravierenden Auswirkungen gehabt 
haben, wie die Alternativstandorte im wesentlichen gleiche Bedingungen 
aufwiesen (Kartellwirkung des Tarifvertrages). Für denjenigen, der heute 
entscheiden muß, wo er produzieren läßt, besitzen diese Daten aber eine 
ganz entscheidende Relevanz, denn seine Alternativen außerhalb des Tarif-
raumes liegen vor der "Haustür". Der Unternehmer wird zum "Weltbürger". 
Dem Automobilhersteller Daimler-Benz kommt hier sicher nur eine Vorrei-
terrolle zu, wenn er seine Produkte künftig nicht mehr unter dem Zeichen 
"made in Germany", sondern unter "made by Mercedes" vertreiben wird. 
Der veränderte Stellenwert, den die konkreten Arbeitsbedingungen fur den 

4 Giersch, "Wenn die Arbeit zu teuer wird", FAZ v. 31. 12. 1993, S.13; Paque, Kie-
ler Arbeitspapiere, Nr. 489, S.3 ff; vg1. auch ders., Kieler Arbeitspapiere, Nr. 407. 

5 Paque, in: Neubourg (Hrsg.), The Art ofFull Employment, S.506. 
6 Nahezu 90 % aller Arbeitsverhältnisse werden inhaltlich direkt oder indirekt (über 

individual vertragliche Verweisung) durch Tarifverträge bestimmt (Schwedes, Über-
sicht, S.281). 
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Standort des einzelnen Unternehmens gewonnen haben, verlangt fiir die 
Festlegung dieser Bedingungen einen neuen, betriebsbezogeneren Mecha-
nismus. Will man verhindern, daß einheimische Arbeitsplätze in großem Stil 
vernichtet werden, so darf man sich nicht darauf verlassen, daß branchen-
oder gar bundesweit getroffene Tarifvereinbarungen "zufallig" auch den 
konkreten Erfordernissen des Einzelunternehmens gerecht werden. Nur wer 
die realen Entwicklungen ausblendet und seine Sicht auf die (noch) Arbeits-
platzbesitzer verengt, wird sich der Einsicht verstellen, daß die Zeit der 
großflächigen Tarifverträge zugunsten betriebsbezogener flexiblerer Rege-
lungen abläuft. Karl Jaspers hat den Satz geprägt, daß neue Techniken auch 
neues Recht hervorbringen. So wie Dampfmaschine und Transmissionsrie-
men maßgeblich an der Konstitution des Tarifvertragswesen beteiligt wa-
ren7, indem sie große Menschenmassen vom Land in die Städte zogen und 
dort zur Arbeiterklasse formten, so werden unter den konkreten Gegebenhei-
ten des Marktes auch die "neuen Technologien" letztlich einen Wandel von 
der Tarif- zu mehr Betriebsautonomie8 erzwingen. 

2. Den rechtlichen Ausgangspunkt des Problems mangelnder Flexibilität 
bildet die Struktur unseres Tarifvertragsrechts. Da der Tarifvertrag regel-
mäßig eine Vielzahl von Arbeitsverhältnissen erfaßt und für Betriebe unter-
schiedlichster Wirtschaftskraft gilt, kann er naturgemäß nur sehr allgemeine 
Regelungen auf volkswirtschaftlicher oder allenfalls branchenspezifischer 
Grundlage treffen und deshalb weder den Besonderheiten des Einzelbetrie-
bes noch denen des Einzelarbeitsplatzes vollkommen gerecht werden. Zum 
Problem wird dieser Umstand dadurch, daß der Gesetzgeber den Tarifvertrag 
mit Vorrang9 gegenüber den anderen arbeitsrechtlichen Gestaltungsmitteln 

7 Vgl. Ehmann, NZA 1991, S.5. 
8 In. diesem Sinne: Z6llner, ZfA 1988, S.278 f; Albeck / Barbier / Fels / Loritz / 

Rüthers / Watrin / Sievert, "Den Platz im Korridor suchen", FAZ v. 5. 6. 1993, S.13; 
Ehmann, in: Bittburger Gespräche, Jahrbuch 1985, S.34; ders., in: Mohler (Hrsg.), 
Wirklichkeit als Tabu, S.74 f; ders., in: Giger I Lindner (Hrsg.), Sozialismus - Ende 
einer lllusion, 8.599 f; ders., RdA 1990, S.77 ff; ders., NZA 1991, 8.1 ff; ders., Die 
neue Ordnung 1992, S.255 f; Buchner, RdA 90, 8.17 f; Reuter, ZfA 1993, 8.224 ff; 
ders., RdA 1991, S.193 ff; ders., in: Soltwedel et. al., Regulierungen auf dem Arbeits-
markt, 8.195 ff; Adomeit, Das Arbeitsrecht und unsere wirtschaftliche Zukunft, 8.35 ff; 
Konzen, ZfA 1991, S.396 ff; Engels et. al. (Kronberger Kreis), Mehr Markt im Ar-
beitsrecht, S.21 f; ders., Mehr Mut zum Markt, S.15; Woll, in: Aufderheide (Hrsg.), 
Deregulierung und Privatisierung, S.108; Paque, "Ein Test f1.lr die Tarifautonomie", 
FAZ v. 30.1.1993, S.13. 
Ablehnend: Hanau, RdA 1993, S.l ff; Kissel, NZA 1986, S.78 ff; Zachert, AuR 1993, 
S.97 ff. 

9 Vgl. § 77 m , § 87 lEingangssatz BetrVG und § 4 I 8atz 1 TVG. 


